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einträchtig^ indem er ... Die Formulierung „ wer sich auf 
andere unlautere Weise Mittel zum Unterhalt verschafft“ 
wurde wesentlich ausgebaut durch den Tatbestand „wer ... 
in sonstiger Weise die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
durch eine asoziale Lebensweise beeinträchtigt“.

Das führte dazu, daß eine größere Zahl von Bürgern be­
straft wurde, deren strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
ihrer psychischen Auffälligkeiten (z. B. fehlender oder unter­
entwickelter Fähigkeit, einfache Anforderungen des Lebens 
selbständig zu bewältigen) zweifelhaft ist. Es gibt bereits seit 
Jahren Schätzungen, daß 3 000 bis 5 000 Bürger mit solchen 
Eigenschaften in Strafvollzugseinrichtungen eingewiesen 
wurden, bei denen durch den Entzug der Freiheit ihre psychi­
schen Auffälligkeiten eher noch verschärft als gemildert oder 
gar beseitigt werden.

Ein erheblicher Teil der Freiheitsstrafen entfällt auf die 
erweiterte und verschärfte Anwendung von Tatbeständen des 
1. und vor allem des 8. Kapitels des StGB (so insb. §§ 213, 238 
und 249 StGB). Allein wegen illegalen Verlassene der DDR 
und damit zusammenhängender Handlungen wurden in den 
letzten Jahren Tausende von Strafverfahren durchgeführt, die 
überwiegend mit Freiheitsstrafen oder Haftstrafen endeten.

Die Strafpraxis gegenüber solchen Handlungen, die nicht 
mit Gewaltanwendung oder -androhung verbunden sind, be­

ruhte auf einer falschen Sicherheitsdoktrin, die von Mißtrauen 
gegenüber dem Staatsbürger getragen war und deshalb an­
stelle von geistiger und politischer Auseinandersetzung admi­
nistrative Maßnahmen setzte. Kritik und Widerspruch wurden 
deshalb als Widerstand deklariert und entweder kriminali­
siert oder in die Nähe des Kriminellen gerückt. Darunter be­
fanden sich auch Handlungen, die im Grunde Ausübung ver­
fassungsmäßiger Rechte darstellten.

Die Verschärfung des Strafzwangs zeigt sich auch darin, 
daß die Haftstrafe von sechs Wochen auf sechs Monate erhöht 
wurde. War sie ursprünglich nur in fünf Tatbeständen ange­
droht, so sind es derzeitig 21. Ihre Anwendungsmöglichkeiten 
wurden damit wesentlich erweitert. Da die Haftstrafe auch 
durch Strafbefehl ausgesprochen werden kann, bedeutet das 
eine Ausweitung der Möglichkeiten des Strafbefehlsverfah­
rens bei der Verhängung mit Freiheitsentzug verbundener 
Strafen. Ihr Unterschied zur Freiheitsstrafe wurde weitgehend 
beseitigt, was sich z. B. darin zeigte, daß in der Rechtsprechung 
Haftstrafen auf Bewährung ausgesetzt wurden, wofür es keine 
gesetzliche Grundlage gibt.

Notwendig sind nunmehr ein Strafrecht und eine Straf- 
rechtsprechung, die alle Erscheinungsformen des Strafenfeti­
schismus überwinden und internationalen Entwicklungstrends 
entsprechen.
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Mit dem vorstehenden Beitrag von H. W e b e r wird die not­
wendige Auseinandersetzung um das Strafrecht der DDR 
fortgesetzt.1 Wir haben in der Tat rückhaltlos die „weißen 
Flecken“ zu bezeichnen und die Irrwege und Fehlentwicklun­
gen des Strafrechts in den vergangenen 40 Jahren zu analy­
sieren. Das ist um so mehr geboten, als gegenwärtig eine Flut 
von Rehabilitierungsgesuchen von ehemals verurteilten Bür­
gern die Gerichte und Staatsanwaltschaften erreicht hat, die 
es zwingend macht, rechtspolitische Bewertungen von Straf­
gesetzen und darauf beruhenden Strafurteilen vorzunehmen.

Die Gerichte und Staatsanwaltschaften sind j e t z t  ge­
fordert, sich kritisch bewerbend der Strafrechtsentwicklung 
und der geübten Verfolgungs- und Strafpraxis zuzuwenden. 
Hilfreich erscheint daher jedes Bemühen auch der Strafrechts­
wissenschaft, die eigene Strafrechtsentwicklung aufzuhellen 
und kritisch zu verarbeiten. Insofern betrachte ich den Beitrag 
von Weber als nützlich und die Diskussion um die Geschichte 
des Strafrechts und der Strafjustiz der DDR fördernd, auch 
wenn ich einige seiner Bewertungen nicht zu teilen vermag.

Ein hinreichendes Bild über diese Geschichte kann ohnehin 
nur das Ergebnis vieler, auch kontroverser Diskussionen sein, 
die zu führen sich allerdings die Strafrechtswissenschaftler 
verpflichtet sehen sollten. Die rasche wissenschaftliche Auf­
arbeitung insbesondere auch der Ergebnisse der Rehabilitie­
rungsverfahren wäre dabei sehr sinnvoll. Meine folgenden 
Auswertungen verstehe ich als Marginalien in einem kollek­
tiven Verständigungsprozeß, der am Ende die Konturen für 
ein erneuertes Strafrecht erbringen sollte.

Zum Kriminalisierungskonzept

Die in der bisherigen Diskussion — so auch von Weber — be­
zeichnten Fehlentwicklungen des Strafrechts beruhten auf 
einem verfehlten Kriminalisierungskonzept, das aufs engste 
mit den Mechanismen stalinistisch-bürokratischer Machtaus­
übung verbunden war. Das auf Machtsicherung kanalisierte 
strafpolitische Konzept — von der SED vorgegeben und von 
der Strafrechtswissenschaft apologetisch begründet — führte 
letztlich zu dem Irrglauben, mit Hilfe des Strafrechts soziale 
und politische Konflikte in der Gesellschaft lösen zu helfen.

Die von G. H a n e y  oft beklagte Instrumentalisierungs­
theorie der Strafrechtswissenschaft hängt damit untrennbar 
zusammen. Sie gründete sich nicht nur auf etatistische Vor­

stellungen, sondern auch und vor allem auf die Vorherrschaft 
der Politik gegenüber dem Recht. Die Negation des Eigenwer­
tes des Rechts ließ Strafrecht nur als Instrument der Politik 
begreifen.

Daraus sind sowohl im sog. politischen Strafrecht als auch 
im Wirtschaftsstrafrecht und in weiteren Bereichen der allge­
meinen Kriminalität Fehlentwicklungen erwachsen, die es 
rasch zu beseitigen gilt. Es bedarf einer klärenden Diskus­
sion, was in einer erneuerten demokratischen Gesellschaft, die 
marktwirtschaftlich orientiert ist, als kriminell zu bewerten 
ist, ob sich Strafrechtsnormen durch die Veränderungen in der 
Gesellschaft als überholt erweisen. Mit dem 6. StÄG sind zwar 
entsprechende legislative Änderungen angezeigt1 2, doch bleibt zu 
befürchten, daß weitere Strafvorschriften schnell revidiert 
werden müssen, weil auch sie nicht mehr den veränderten 
Bedingungen entsprechen.

Die kritische Bewertung bisheriger Strafjustiz sollten wir 
stets mit konstruktiven Lösungsansätzen für ein erneuertes 
Strafrecht verbinden. Das verfehlte Kriminalisierungskonzept 
läßt nach bisherigen Erkenntnissen wichtige Kernbereiche der 
allgemeinen Kriminalität unberührt. Das sollte beachtet wer­
den, damit nicht Pauschalisierungen ein ungerechtfertigtes 
Verdikt der gesamten vergangenen Strafjustiz bewirken.

Welche Zusammenhänge zwischen dem Kriminalisierungs­
konzept und der statistisch ausgewiesenen Kriminalität beste­
hen, bedarf intensiver Untersuchungen auf der Grundlage 
einer offengelegten Kriminalstatistik auch in jenen Krimi- 
nalitätsbereichen, die bisher der Öffentlichkeit und der Wis­
senschaft verschlossen geblieben waren. Es besteht überhaupt 
Anlaß anzunehmen, daß die veröffentlichten Daten über die 
Kriminalitätsentwicklung in der DDR nicht die tatsächliche 
Kriminalitätssituation widerspiegeln. Die statistischen Erfas­
sungsmodalitäten — intern durch den Generalstaatsanwalt ge­
regelt — und die Praxis der Zuordnung von Anzeigen haben 
unverkennbar dazu beigetragen, den realen Stand der Kri­
minalität in der DDR, insbesondere der Eigentumskrimina­
lität, zu verschleiern. Das schönfärberische Bild, das selbstver­
ständlich in eine allgemeine Erfolgspropaganda paßte, zu

1 Vgl. G. Haney, „Volkssouveränität und Strafgewalt“, Staat und 
Recht 1990, Heft 3, S. 179 ff.; H.-D. Lehmann, „Ist .Neues Denken' 
auch für das Strafrecht gefragt?“, Staat und Recht 1990, Heft 3, 
S. 242 ff.

2 Vgl. E. Buchholz, „Zum Gesetzentwurf für eine Strafrechtsände­
rung (6. StÄG)“, NJ 1990, Heft 3, S. 106 f.


